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I. Einleitung 

A. Motivation 

Die Entscheidung eine Dissertation zu verfassen, traf ich bereits im Grundstudium. 

Begreiflicherweise fordert die Leitungswasserversicherung vom Rechtsanwender 

eine das Grundverständnis überschreitende technische Affinität. Kenntnisse der 

technischen Zusammenhänge ermöglichen im Zuge der Einholung eines 

Sachverständigengutachtens und einer etwaigen Erörterung desselben im 

Rahmen einer Tagsatzung, bestmöglich auf die Prozessentwicklung zu reagieren. 

Umso wichtiger ist es, im Vorbringen den korrekten terminus technicus zu 

verwenden. Erst durch technisch einschlägiges Fachwissen gepaart mit 

rechtswissenschaftlicher Kompetenz ist ein adäquates Vorbringen, respektive die 

Erhebung einer Beweis- und/oder Rechtsrüge möglich. 

Die Abfassung einer Dissertation ist eine Reise. Eine Reise ins „Ungewisse“, bei 

der nicht bloß der Weg das Ziel ist. Vielmehr soll eine Dissertation einen Mehrwert 

für das angesprochene Publikum – Versicherungsnehmer und Versicherer – 

darstellen. Mit meiner Arbeit möchte ich ein versicherungsrechtliches 

Standardwerk schaffen. 

Leitgedanke ist dabei die Erarbeitung einer Basis. Sowohl Versicherungsnehmer 

als auch Versicherungsunternehmen sollen die vorliegende Arbeit zur 

Entscheidungsfindung heranziehen können. Der Wesenskern dieser besteht sohin 

in der Bestimmung und Abgrenzung der Begrifflichkeiten und Fallkonstellationen 

im Regelungskomplex der Leitungswasserversicherung. Den (Streit-) Parteien wird 

dadurch eine vorprozessuale Risikoabschätzung ermöglicht. Ferner soll die 

Dissertation vom Gericht im Zuge der Beweiswürdigung und darauf aufbauend im 

Rahmen der rechtlichen Beurteilung des streitverfangenen Sachverhalts 

herangezogen werden. 

Weiters wird die Dissertation durch mein einschlägiges technisches Wissen und 

auch meine Erfahrung im Bauwesen getragen. 



B. Problemerörterung 

Versicherungsverträge werden immer schneller und häufiger abgeschlossen. 

Durch diverse Versicherungsmakler und Internetplattformen beschleunigt sich der 

Abschluss eines Vertrages ungemein. Mittlerweile agieren 123 1 

Versicherungsgesellschaften am österreichischen Markt und stehen zueinander im 

Wettbewerb.  

Eine fundierte Beratung der Kunden bleibt insbesondere durch den Vertrieb über 

Internetplattformen zwangsläufig zurück. Es werden Verträge abgeschlossen ohne, 

deren Inhalt gelesen oder verstanden zu haben. Eine Sensibilität für das Wesen 

einer Versicherung wird nicht geschaffen. Die verwendeten Begrifflichkeiten 

werden als gegeben erachtet und nicht hinterfragt. Für einen 

Versicherungsnehmer mag die Begrifflichkeit des „Leitungswassers“ nicht 

befremdlich sein. „Leitungswasser ist Wasser aus einer Leitung“, so die Antwort 

eines Mandanten. Im allgemeinen Sprachgebrauch wird diese – dem Duden 

entsprechende – Definition auch durchaus ausreichend sein. Erst nach Eintritt des 

Versicherungsfalles und/oder einer Ablehnungsbegründung des Versicherers, 

wonach es sich beim ausgetretenen Wasser im konkreten Fall nicht um 

Leitungswasser im Sinne der geltenden Versicherungsbedingungen handle, wird 

der Blick auf die Bedeutung dieser Begrifflichkeit geschärft. 

Es gibt keine allgemeingültige Umschreibung des Begriffs „Leitungswasser“ 

respektive der relevanten Termini in den AWB. Dieser Umstand erschwert 

einerseits die Schadenregulierung und andererseits die Rechtssicherheit. 

Bekanntermaßen befindet sich der Kunde gegenüber dem 

Versicherungsunternehmen in einer schwächeren oder zumindest auf lange Sicht 

gesehen schwächeren Position. Diese nachteilige Lage ist systembedingt: Der 

Versicherungsnehmer stellt einen Schaden fest. Neben den Kosten für die 

Behebung treten gegebenenfalls noch Kosten für die Auffindung des Schadens 

und Kosten für Rettung respektive für die Schadenminderung hinzu. Lehnt der 

Versicherer nun den Schaden ab, steht dem Versicherungsnehmer der Rechtsweg 

offen. Dieser ist erfahrungsgemäß lang und „steinig“, da das Gericht auch 

                                            
1 Alle Versicherungen – VVO; Abgerufen unter 
https://www.vvo.at/vvo/vvo.nsf/sysPages/versicherer.html. 



technische Zusammenhänge klären, feststellen und würdigen muss. Dies erfolgt in 

erster Linie durch die gerichtliche Bestellung eines Sachverständigen. Der 

Zivilprozess ist sowohl zeit- als auch geldintensiv. Für den Versicherungsnehmer 

besteht sohin nicht nur die Gefahr, den Schaden, sondern für den Fall des 

Unterliegens nach einem kräftezehrenden Rechtsstreit überdies auch noch die 

Kosten der Gegenseite tragen zu müssen. 

Demgegenüber besteht für den Versicherer die Gefahr eines Urteils, wonach das 

Gericht zum Ergebnis gelangt, dass ohnehin jeglicher Schaden als Schaden iSd 

für den konkreten Versicherungsvertrag geltenden Bedingungen gesehen werden 

kann. 

Erfahrungsgemäß enden derartige Causen vor Urteilsspruch mit einem Vergleich. 

Das Risiko, ein Urteil zu erhalten, welches den wirtschaftlichen Bestand der 

Parteien gefährden oder zumindest beeinträchtigen könnte, ist nämlich für beide 

Vertragsparteien in vielen Fällen zu groß. 

Die Gretchenfrage ist somit, wie die Begrifflichkeiten in den Bedingungen 

tatsächlich zu verstehen sind. Der Beantwortung dieser Frage werde ich mich im 

Zuge nachfolgender Bearbeitung annehmen. 

C. Forschungsfragen 

• Was bedeuten die Begriffe „unmittelbare Einwirkung”, „Leitungswasser“, 

„wasserführenden Rohrleitungen”, „Armaturen oder angeschlossene 

Einrichtungen”, „Frost- und Bruchschäden” und die „unvermeidliche Folge”? 

 

• Entsprechen die Versicherungsbedingungen der Geltungs-, Inhaltskontrolle 

und dem Transparenzgebot gem §§ 864a, 879 Abs 3 ABGB sowie 

§ 6 Abs 3 KSchG? 

 

• Sind die Versicherungsbedingungen weiterzuentwickeln? 

D. Herangehensweise und Methodik 

Die Arbeit wird sich in drei Teile gliedern: 



Der erste Teil dient der allgemeinen Einführung in das Thema der Versicherung, 

respektive der Leitungswasserversicherung. Es entspricht meinem persönlichen 

Anspruch an mich selbst, mit vorliegender Arbeit einen Mehrwert für den Leser und 

Verwender zu schaffen. Darum erlaube ich mir eingangs auch weiter auszuholen 

und grundlegende Aspekte des Versicherungsrechts darzustellen. Meine 

Dissertation soll nicht bloß versuchen, eine allgemeingültige Begriffsdefinition zu 

schaffen, sondern soll darüber hinaus die Werkzeuge bereitstellen, um auf dieser 

Arbeit aufzubauen und sie im Laufe der Jahre an die sich ändernden 

Rahmenbedingungen anzupassen. Der Leser soll schlussendlich nicht vor 

vollendete Tatsachen gestellt werden, sondern ich möchte ihm bewusst machen, 

aus welchen Gründen die Verwendung von AVB oftmals ein großes 

Konfliktpotential in sich birgt und wie diesem zu begegnen ist. Ich bediene mich 

gerne der Metapher des Hausbaues: Bevor man den Dachboden ausbauen kann, 

bedarf es der Errichtung eines soliden Fundaments. Gleichsam obliegt ist meines 

Erachtens der Wissenschaft dem Anwender eine solide Grundfestung zur 

Verfügung zu stellen. Die bloße Darstellung eines komplexen Sachverhaltes ohne 

entsprechende Hinführung erschwert es dem Verwender, den Leitgedanken sowie 

die Intention bzw den Zweck der Arbeit zu verinnerlichen und weiterzuführen. Ich 

möchte mit meiner Dissertation einen Ausgangspunkt schaffen, an dem weitere 

Arbeiten anknüpfen können, da das Versicherungsrecht sich an ständig ändernder 

Gegebenheiten anpassen muss. 

Im zweiten Teil der Arbeit wird anhand der bestehenden Literatur und Judikatur 

aus Deutschland und Österreich ein Zwischenergebnis geschaffen. Dieses 

Zwischenergebnis ist der Versuch einer allgemeingültigen Definition der 

Begrifflichkeiten. Weiters werden einerseits die Musterbedingungen und AVB 

ausgewählter Versicherer verglichen. Im Zuge dieses Vergleich werden die AVB 

der Geltungskontrolle gem § 864a ABGB und Inhaltskontrolle 

gem § 879 Abs 3 ABGB unterzogen sowie untersucht, ob sie dem 

Transparenzgebot gem § 6 Abs 3 KSchG entsprechen. Sollten im Zuge dieser 

Überprüfung Schutzdefizite zu Tage treten, werde ich die AVB dahingehend 

überarbeiten und weiterentwickeln. 

Im dritten und letzten Teil der Dissertation wird der Versuch der Schaffung einer 

allgemeingültigen Definition der Begrifflichkeiten anhand von Fallbeispielen 



überprüft. Sollten die herausgearbeiteten allgemeingültigen Definitionen nicht den 

Fallbeispielen gerecht werden, so erfolgt eine Nachschärfung dieser Definitionen. 

II. Versicherungsrecht 

A. Allgemeine Zuordnung und Einteilung 

B. Begrifflichkeit Versicherung und Versicherungsvertrag 

III. Allgemeine Versicherungsbedingungen 

A. Systematik und Einordnung ins rechtliche Gefüge 

B. Begriff 

C. Risikoumschreibung 

D. Obliegenheiten 

E. Grenzen allgemeiner Versicherungsbedingungen 

1. Inhaltskontrolle gem § 879 ABGB 

2. Geltungskontrolle gem § 864a ABGB 

3. Transparenzgebot gem § 6 Abs 3 KSchG 

4. Geltungserhaltende Reduktion 

 



IV. Leitungswasserversicherung 

A. Allgemein 

B. Musterbedingungen des VVO 

C. Darstellung der weiteren Untersuchung 

V. Begriffsbestimmung anhand der Musterbedingungen 
des VVO 

A. Artikel 1 

B. Artikel 2 

C. Artikel 3 

D. ... 

E. ... 

VI. Bedingungsvergleich 

VII. Fallbeispiele 

VIII. Zusammenfassung 
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